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Voranzeigen von Geburten und Sterbefällen
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Der Änderungsbeirat hat im Januar 2016 das EG gebeten, zu untersuchen, wie unter Nutzung von XPersonenstand die Kommunikation mit dem Bürger intensiviert werden kann und die Anforderungen zu benennen, die an ein solches Verfahren zu stellen sind. Dabei sollten die aktuellen Rahmenbedingungen, insb. die Nutzung von Portalen, berücksichtigt werden. 
Lösung
In Kapitel 12 werden nun die Prozesse (Kapitel 12.2.1.1 und 12.2.1.2) und die Nachrichten (Kapitel 12.5.1 und 12.8.1) definiert, mit denen Geburten und Sterbefälle elektronisch beim Standesamt vorangezeigt werden können. 
Obwohl die Anzeige von Geburten und Sterbefällen nicht elektronisch erfolgen muss, besteht gleichwohl auf Seiten der Standesämter ein Interesse an der möglichst medienbruchfreien Weitergabe bereits erhobener Daten für die weitere Verarbeitung, hier der Beurkundung in den Personenstandsregistern.
Da nicht damit zu rechnen ist, dass die Erfordernisse für elektronische Anzeigen mit qualifizierter elektronischer Signatur mittelfristig erfüllt werden können, und außerdem bis auf Weiteres Nachweise und Unterlagen (§§ 33 und 38 PStV) im Original vorzulegen sind, bietet sich die Voranzeige als pragmatische Lösung an, mit der Daten in eine Vorgangsbearbeitung übermittelt werden.
Die elektronische Voranzeige einer Geburt oder eines Sterbefalls erfolgt in den folgenden Schritten: 
1. Die für die Voranzeige erforderlichen Angaben werden in  einem „Eingabeverfahren“ vom Anzeigenden eingegeben. Ein Eingabeverfahren muss von einer öffentlichen Stelle betrieben werden. Ein Eingabeverfahren kann in einem Portal im Sinne des Portalverbundes angeboten werden. 
2. Das Eingabeverfahren bereitet die Angaben der Eheschließenden auf, erstellt eine XPersonenstandsnachricht (081010 bzw. 084010) und verschickt diese über die im Personenstandswesen übliche Transportinfrastruktur (d. h. über OSCI-Transport, innerhalb von Rechenzentren oder in besonders gesicherten, verwaltungseigenen Netzen) an das zuständige Standesamt. Zugleich wird vom Eingabeverfahren aus den Angaben ein Dokument erstellt, das ausgedruckt und unterschrieben für die schriftliche Anzeige genutzt werden kann. 
3. Im Standesamt wird unter Verwendung des Fachverfahrens mittels der übermittelten Angaben die Anzeige vorbereitet. Die weitere Kommunikation zwischen dem Standesamt den Beteiligten (Eltern, Hinterbliebenen, Anzeigenden) erfolgt über konventionelle Wege (EMail und Telefon). Insbesondere ist keine Rückmeldung des Standesamts an die Anzeigenden über das Eingabeverfahren vorgesehen.  
Wenn die schriftliche Anzeige und die Unterlagen und Nachweise vorliegen und positiv geprüft werden konnten, kann die Beurkundung vorgenommen werden.
Da es sich lediglich um eine Voranzeige ohne rechtliche Wirkung handelt, kann das Verfahren auch für mündliche Anzeigen nach § 18 i. V. m. § 19 PStG genutzt werden.

Um die Hürden für die Realisierung eines „Eingabeverfahrens“ möglichst gering zu halten, wurde festgelegt, dass ein Standesamt keine Rückweisungsnachrichten an ein Eingabeverfahren schicken darf. Der VfSt hat stattdessen in Aussicht gestellt, die von den Eingabeverfahren erzeugten Nachrichten dem Standesamt in geeigneter Form darzustellen, falls aufgrund fehlerhafter Nachrichten eine automatisierte Verarbeitung nicht möglich war.
Für die Voranzeige von Geburten und Sterbefällen existieren seitens der Standesämter keine besonderen Anforderungen an die Authentisierung des Anzeigenden. Die Angabe der Kontaktdaten reicht aus. 
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Problembeschreibung bei Erfassung
Der Änderungsbeirat hat im Januar 2016 beschlossen, die im Standard enthaltenen Nachrichten zur Übermittlung von Anzeigen an das Standesamt zu löschen, weil sie als nicht anforderungsgerecht angesehen wurden. 
Er hat das EG gebeten, zu untersuchen, wie mit anderen Methoden unter Nutzung von XPersonenstand die Kommunikation mit dem Bürger intensiviert werden kann und die Anforderungen zu benennen, die an ein solches Verfahren zu stellen sind. Dabei sind die aktuellen Rahmenbedingungen, insb. die Nutzung von Portalen, in Betracht zu ziehen.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Einigkeit besteht im EG dahingehend, dass in XPersonenstand das Datenformat erarbeitet werden sollte, mit dem ein Portal die Angaben der anzeigenden Stelle an das Standesamt übermittelt. Nicht abschließend beantwortet werden konnte die Frage, ob nicht darüber hinaus in XPersonenstand auch Vorgaben zum Übermittlungsweg gemacht werden sollten (bspw. Verwendung von XTA). 
Aus Sicht des EG sollten für den Geschäftsvorfall der Anzeige von Geburten und Sterbefällen zunächst die Prozessstruktur und Mitteilungen für sogenannte Voranzeigen spezifiziert werden. Im Rahmen dieser Voranzeigen sollen strukturierte Daten über die Geburt bzw. den Sterbefall an das Standesamt übermittelt werden. Für die eigentliche Anzeigen gemäß § 18 bzw. § 28 PStG müssen vom Anzeigenden dann noch außerhalb von XPersonenstand weitere Papierunterlagen (Urkunden u. Ä.) und die erforderliche Unterschrift beigebracht werden. 
Dieses Verfahren entspricht dem Vorgehen aus den xSta-Anzeigen und hat dort, wo die XSta-Anzeigen im Einsatz sind, zu erheblichen Aufwandseinsparungen auf Seiten der Standesämter geführt (Minimierung der Datenerfassung und weniger Kontakt zum Anzeigenden). Eine Akzeptanz auf Seiten der Anzeigenden konnte insbesondere in den Städten Dortmund und Berlin durch Werbung und Aufklärung erreicht werden. 
Unter der Annahme, dass der VfSt xSta-Anzeigen zum 01.11.2017 einstellt, sollte aus Sicht des EG im Rahmen der Arbeiten in 2017 die Grundlagen in XPersonenstand geschafften werden, um Voranzeigen an die Standesämter übermitteln zu können. 
Neben dem hauptsächlichen Einsatz der Mitteilung vom Portal an ein Standesamt sollte auch geprüft werden, ob es Fachverfahren des Krankhauses oder des Bestatters möglich sein sollte, direkt (also ohne Verwendung eines Portals) Voranzeigen an das Standesamt zu versenden. 
Um zu klären, welche über die eigentlichen fachlichen Angaben hinausgehenden Informationen in die Nachrichten aufgenommen werden können, ist es vor einer weiteren Bearbeitung erforderlich, mehr Klarheit über die Fähigkeiten und Eigenschaften der Portale zu erhalten. Dies betrifft insbesondere den Aspekt der Authentifizierung / Identitätsprüfung; aber  z.B. auch Möglichkeiten zur Zahlungsabwicklung.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: BMI (Bockstette)	2016-12-01
Zu der Frage, wie der Bund aktuell zum Thema „Portale“ steht, übersende ich Auszüge aus den Referentenentwürfen 
1. eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (hier Artikel 1 des Entwurfs) und 
1. eines Begleitgesetzes zur Neuregelung des bundeseinheitlichen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften (hier Artikel 9 des Entwurfs) 
mit der Bitte um Kenntnisnahme.
Siehe Anlage 1 zum CR
Bearbeitet durch: KDRS (Gall)	2016-12-07
Zu der Abfrage des Funktionsumfanges in den Rechenzentren wurde folgendes von Herrn Gall mitgeteilt: 
[…]das Portal service-bw wird künftig in Baden-Württemberg die Funktionen einer gemeinsamen zentralen Portallösung der Rechenzentren sowie des Landes Baden-Württemberg übernehmen.
Siehe Anlage 2 zum CR.
Bearbeitet durch: KoSIT (HW)	2017-01-05
Für die Projektgruppe eID-Strategie wird der Bund (Hr. Srocke) dem IT-Planungsrat zur März-Sitzung einen Sachstandsbericht vorlegen. Es ist zu erwarten, dass der Bericht ab Anfang Februar zwischen den Ländern abgestimmt wird. 
Es besteht die Hoffnung, dass über diesen Bericht belastbare Aussagen zum IST-Stand und den Planungen zu den Themen „Servicekonten“ und „Portalverbund“ getroffen werden. 
Bearbeitet durch: ekom21 (Barghi)	2017-01-09
Zu der Abfrage des Funktionsumfanges in den Rechenzentren wurde folgendes von Frau Barghi mitgeteilt: 
Siehe Anlage 3 zum CR 
Bearbeitet durch: Mecklenburg-Vorpommern (Zimmermann)	2017-01-10
Zur Länderabfrage von Herrn Zimmermann wurde folgendes mitgeteilt:
Siehe Anlage 4 zum CR.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-01-11
Für die Prozesse der Voranzeige von Geburten und Sterbefällen sollen die Vorgaben zum Prozess der Voranmeldung (siehe 124/2016) nachgenutzt werden. 
Es wurden allerdings folgende Besonderheiten festgehalten: 
1. Parallele Anzeigen von Bestattern und Einrichtungen 
Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen haben zwar in der Regel eine Anzeigepflicht. Ihnen liegen aber die für die Anzeige erforderlichen Informationen nicht vollständig vor. Die vollständigen Daten erhält das Standesamt in der Regel vom Bestatter. Die Standesämter gehen bereits heute mit diesen doppelten Anzeigen um. 
In der Praxis verwenden die Standesämter die Anzeigen der  Bestatter, da diese dem Standesamt früher vorgelegt werden und die für die Anzeige erforderlichen Angaben vollständig enthalten. Zudem legen die Bestatter mit der Anzeige die erforderlichen schriftlichen Unterlagen (Urkunden, Totenschein, …) vor. 
Auf die Anzeigen von den Krankenhäusern können die Standesämter dennoch nicht verzichten, da diese vielfach dazu verwendet werden, um sicherzustellen, dass alle Todesfälle gegenüber dem Standesamt angezeigt werden. 
2. Anforderungen an die Portale: 
Durch die Befassung mit Voranzeigen sollen die Hürden für die Authentisierung niedrig gehalten werden. Bei Voranzeigen reichen die Kontaktdaten des Anzeigenden, eine Authentisierung erfolgt erst bei Entgegennahme der Anzeigen.
Die in XPersonenstand enthaltenen Dokumentationen der Datenfelder sollen den Portalbetreibern zur Anzeige als Hilfetext in den Formularen empfohlen werden.
Die „Dateneingabe“-Fachanwendung des Portals muss aus den Daten der Voranzeige auch die Anzeige befüllen und zum Druck anbieten, um 
· auf Seiten der Anzeigenden eine doppelte Erfassung der Daten für die Anzeige zu vermeiden
· auf Seiten des Standesamts neben den standardisierten XPersonenstand-Anzeigen auch einheitlich gestaltete schriftliche Anzeigen zu erzielen. 
Stichpunkte für Abschnitt „Ausgangssituation und Zielsetzung“:
· Verringerung des Aufenthalts des Anzeigenden im Standesamt
· Möglichkeiten zur internen Prozessoptimierung im Standesamt
· Verringerung des Erfassungsaufwands im Standesamt
· Trotzdem keine Mehrbelastung beim Anzeigenden, da elektr. Voranzeige und schriftliche Anzeige aus der gleichen Dateneingabe generiert werden
· Bundesweit festgelegter Maximalumfang der Daten für die Voranzeige
· Portalweite, einheitliche Darstellung in Schriftform
· Verringerte Authentisierungsanforderungen für Voranzeigen
· Erhöhung der Datenqualität der Anzeige durch rechtzeitige Nachfragen möglich
Bis auf den Punkt der Mehrbelastung beim Anzeigenden gelten alle Punkte analog auch für die Voranmeldung.
Datenumfang der Geburtsanzeige
PStG §21 Abs 1: (Pflicht)
· Vornamen und Geburtsname des Kindes
(ohne Namensart, wegen Akzeptanz)
· Geburtsort (inkl. Straße, Hausnummer), -tag, -stunde, -minute
· Geschlecht des Kindes
· Vornamen und Familiennamen der Eltern
· Rechtliche Zugehörigkeit der Eltern zu einer Religionsgemeinschaft (auf Wunsch)
(ggf. für die Voranzeige streichen, da konfliktträchtig)
PStG §21 Abs 3: (Optional)
· Staatsangehörigkeit(en) der Eltern
· Eheschließungsdaten der Eltern (mind. Datum, Ort)
· Geburtsdaten der Eltern (mind. Datum, Ort)
Weitere Felder
· Familienstand der Mutter 
· Anschrift(en)/Telefonnummer der Eltern
· Kontaktdaten des Anzeigenden
· Statistische Angaben (siehe Nachricht an Statistik)
· Totgeburt ja/nein
· Anzahl Totgeburten der Mutter
· Kinder der Mutter
· Vorangegangene Geburt
· Eltern verheiratet ja/nein
· Kinder der Ehe
· Totgeburten der Ehe
· Mehrlingsgeburt (Anzahl Knaben / Anzahl Mädchen)
Datenumfang der Sterbefallanzeige
PStG §31: Beurkundungsdaten
· Vornamen und Familienname des Verstorbenen*
· Ort und Tag der Geburt des Verstorbenen*
· Geschlecht*
· Religionszugehörig (auf Wunsch des Anzeigenden)
· Letzter Wohnsitz*
· Familienstand des Verstorbenen
· Vornamen  und Familienname des Ehegatten/LP des Verstorbenen
· Ort, Tag, Stunde und Minute des Todes (bzw. Zeitraum)*
Hinweisdaten
· Geburtsregistereintrag des Verstorbenen
· Bei verheirateten/verpartnerten: Hinweis auf die Daten der Eheschließung/Begründung der LP
Weitere Daten:
· Statistische Daten
· Staatsangehörigkeit des Verstorbenen
· Feuer- oder Erdbestattung
· Natürlicher / unnatürlicher Tod / unbekannt
· Anzahl der Urkunden
· Vermögensverhältnisse (Haus, Barvermögen, Testament vorhanden, o.a.)
· Anzahl Kinder (volljährig / minderjährig)
· Auskunftsgeber
· Beruf
· Kontaktdaten des Anzeigenden *
* Daten, die Krankenhäusern und Einrichtungen regelmäßig haben



Die konkrete Ausgestaltung der Daten (Pflichtfelder, Datentypen, etc.) ist noch zu diskutieren.
Die KoSIT erstellt anhand des im letzten Jahr entwickelten Datenkranzes und den nun getroffenen Festlegungen einen Kapitelvorschlag zur weiteren Befassung im EG. 
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2017-01-16
Die Modellierung der Voranzeigen, der Voranmeldung und der Urkundenanforderung wird vom Änderungsbeirat begrüßt. 
Bearbeitet durch: VfSt (Fr. Metzner) 	2017-01-25
Der Datenumfang ist für beide Bereiche groß; er geht damit weit über die Anzeigepflicht hinaus, und ist dadurch in gewisser Weise unübersichtlich. 
Wir würden es für vernünftig halten, den Kreis der Standesbeamten in dieser Frage zu erweitern, zum Beispiel durch Umfragen bei mehreren großen Standesämtern. 
Eine geringere Menge von korrekten Daten ist aus unserer Sicht effizienter als viele, die geprüft werden müssen.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-03-07
Auf Basis der Ergebnisse aus EG17-02 wurde ein Kapitel mit den Voranzeigen zur Geburt und zum Sterbefall in die Arbeitsfassung aufgenommen.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-03-08
Das EG überarbeitet gemeinsam die Texte des Kapitelentwurfs (siehe Anlage 5).
Es wurde die Frage diskutiert, ob die Übermittlung von PDF-Anhängen der gescannten Dokumente, welche zur Beurkundung vorgelegt werden müssen, im Zusammenhang mit den Voranzeigen erlaubt werden soll. Es wäre eine weitere Arbeitserleichterung für die Standesämter, allerdings sollte dadurch die Umsetzung der XPersonenstand-Nachrichten nicht verzögert werden. Dieser Frage wird zum jetzigen Zeitpunkt nicht weiter nachgegangen. 
Das EG beschließt folgende Änderungen an der vorgeschlagenen Modellierung der Nachrichten. Generell soll die Modellierung für die Anzeigenden so einfach wie möglich gehalten werden.
Modellierung Voranzeige von Geburten:
1. Die geburtszeit soll als String nach den Vorgaben des Personenstandswesens übermittelt werden. Ein geeignetes Pattern wird durch die KoSIT definiert.
2. geburtsort/ort soll Pflichtfeld sein.
3. Das Element vorname kann zu Recht nicht vorhanden sein. Das Feld soll optional sein und folgende Dokumentation erhalten: Wenn die Eltern den Vornamen des Kindes bereits bestimmt haben, soll dieser hier übermittelt werden.
4. Das Element geburtsname kann zu Recht nicht vorhanden sein. Das Feld soll optional sein und folgende Dokumentation erhalten: Wenn der Geburtsname des Kindes bereits bestimmt wurde, soll dieser hier übermittelt werden.
5. Das Element mutter/familienname sollte Pflichtfeld sein, das Element mutter/vorname bleibt optional. Namen, bei denen kein Vorname existiert, werden als Familienname übermittelt.
6. Das Element „mutter/geburtsdatum“ soll als Tagesdatum mit folgender Dokumentation modelliert werden: „… Bei nur teilbekanntem Datum entfällt die Übermittlung des Datums.“
7. Das Element „mutter/staatsangehoerigkeit“ soll als String.Latin übermittelt werden.
8. Das Element „mutter/religionszugehoerigkeit“ soll entfallen.
9. Das Element „mutter/familienstand“ soll als String.Latin modelliert werden.
10. Das Element „mutter/anschrift“ soll als neuer Datentyp mit folgenden optionalen Elementen modelliert werden: strasse (inkl. Hausnummer), plz, ort, ortsteil, staat.
11. Die Daten des Vaters sollen analog modelliert werden.
12. Das Element ehelichesKind sollte in eheDerEltern umbenannt werden.
13. Das Element tagEheEltern soll als Tagesdatum mit folgender Dokumentation modelliert werden: … Bei nur teilbekanntem Datum entfällt die Übermittlung des Datums.
14. Das Element elternVerheiratet kann entfallen. Die Angabe kann abgeleitet werden.
Modellierung Voranzeige von Sterbefällen:
1. Das Element sterbetagAnfang sollte in sterbezeitraumAnfang umbenannt werden.
2. Angaben zum Zeitpunkt des Todes sollen analog zur Regelung in der Anlage 1 der PStV modelliert werden, d. h. bei der Übermittlung eines Sterbezeitraums sind die Uhrzeitangaben exakt zu übermitteln, bei der Angabe eines Sterbezeitpunktes, soll eine nicht exakte Uhrzeitangabe möglich sein.
3. Das Element sterbeort/ort soll als Pflichtfeld modelliert werden.
4. Das Element „natuerlicherTod“ soll als optionaler Boolean übermittelt werden, da es in der Praxis durchaus Fälle gibt, in denen es für das Standesamt eine nützliche Information darstellt.*
5. Die Daten zum Verstorbenen sollen analog zu den Daten der Mutter in der Geburtsvoranzeige modelliert werden.
6. Die letzte Wohnanschrift soll im oben beschriebenen Format modelliert werden.
7. Der Name des hinterbliebenen Partners soll wie oben modelliert werden.
8. Für das Element „artDerBestattung“ muss die Dokumentation korrigiert werden.
Das EG hält es nicht für erforderlich, für Anzeigen von Sterbefällen durch Krankenhäuser eine eigene, passgenaue Nachricht zu modellieren. Die Modellierung der Nachricht (optionale Elemente) erlaubt es den Krankenhäusern, den gelieferten Datenumfang auf das Minimum zu reduzieren.
In diesem Zusammenhang wurde diskutiert, ob das Eingabeverfahren RtS-Nachrichten entgegennehmen können muss. Dies stellt eine Einstiegshürde für die Portale dar. 
Das EG beschließt, dass in der Datenübermittlung zwischen Eingabeverfahren und Standesamt keine RtS-Nachrichten zulässig sind. 
Der Verlag stellt in Aussicht, die von den Eingabeverfahren erzeugten Nachrichten dem Standesamt in geeigneter Form darzustellen, falls aufgrund fehlerhafter Nachrichten eine automatisierte Verarbeitung nicht möglich war.
*[2017-05-09]: Das Protokoll des EG sagt: „Das Element „natuerlicherTod“ kann entfallen, da diese Information für die Beurkundung des Sterbefalles im Standesamt EG nicht erforderlich ist. Die Daten zum Verstorbenen sollen analog zu den Daten der Mutter in der Geburtsvoranzeige modelliert werden.“ 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-03-16
Die Ergebnisse der Sitzung der EG XPersonenstand am 8.3. wurden wie folgt berücksichtigt: 
· Die redaktionellen Anpassungen wurden übernommen, insbesondere in den Kapiteln Ausgangssituation und Zielsetzung (12.1), Ablauf einer Voranzeige einer Geburt (12.2.1) und Portalverbund in der Voranzeige (12.2.1.1). 
· Die redaktionelle Erarbeitung der Beschreibung der Voranzeige eines Sterbefalls wurde in Kapitel 12.2.2 steht noch immer aus. Ebenso die Überarbeitung des entsprechenden Aktivitätsdiagramms. 
· Um die Übersichtlichkeit der Abbildung 12.1 nicht zu reduzieren, wird weiterhin nur der Prozess der Voranzeige mit anschließender schriftlicher Anzeige illustriert. Dass die Voranzeige auch für sich anschließende mündliche Anzeigen verwendet werden kann, ist im Text bereits dargestellt. 
· Die Modellierung der Nachricht zur Voranzeige einer Geburt wurde wie beschlossen angepasst. Erwähnenswert ist: 
· Zu 1.: Die Uhrzeit wird mittels des bestehenden Datentyps UhrzeitPersonenstandswesen übermittelt.
· Zu 10: Für die Übermittlung von Anschriften, die durch den Bürger oder eine anzeigende Stelle erfasst werden sollen, wurde ein eigener Datentyp Privat2StA.Anschrift (Kapitel 12.4.4) aufgenommen. 
· Die Nachrichtennummer wurde von 111010 auf 081010 geändert. 
· Die Modellierung der Nachricht zur Voranzeige eines Sterbefalls wurde wie beschlossen angepasst. Erwähnenswert ist: 
· Zu 1. und 2.: Eine Struktur zur Übermittlung von Angaben zum Todestag bzw. zum Sterbezeitraum wurde in die Nachricht 114010 (Kapitel 12.6.1) aufgenommen. 
· Die Nachrichtennummer wurde von 114010 auf 084010 geändert. 
· Die Festlegung auf OSCI-Transport und die Detail-Konfiguration gemäß OSCI-Transportprofil im Anhang B wurde aufgenommen. 
· Ein entsprechender Webservice „xpersonenstand173Privat2Sta.wsdl“ für die Verzeichnung der Dienste im DVDV wurde erstellt und in die Übersichtstabelle in Anhang C aufgenommen.
· 
Zu klären/bestätigen: 
· Wie kommen die Eingabeverfahren / Portale ins DVDV? Ggf. im Rahmen der AG CSB, ggf. analog des Konzeptes für den Abruf aus den Landesmeldedatenbeständen
· Zunächst Unterstellung Eingabeverfahren = Portal = Behörde
· Wenn man davon abweichen möchte
· Nachrichtenkopf für Private analog zu XMeld? 
· Wie kommen Private ins DVDV  DVDV 2.0 
· Welcher Kanal neben OSCI-Transport kann überhaupt als in allen Standesämtern vorhanden unterstellt werden?
· Wenn das geteilt wird: Beschreibung an geeigneter Stelle im Kapitel 
Bearbeitet durch: Herr Bangert	2017-03-20
Herr Bangert gibt unter Bezugnahme auf das versendete Protokoll schriftlich folgende Rückmeldung zum Element natuerlicherTod der Nachricht „Voranzeige Sterbefall“:
„Modellierung Voranzeige von Sterbefällen:
1. Das Element „natuerlicherTod“ kann entfallen, da diese Information für die Beurkundung des Sterbefalles im Standesamt nicht erforderlich ist.
Hier möchte ich auf § 30 Abs. 3 PStG verweisen:
Findet über den Tod einer Person eine amtliche Ermittlung statt, so wird der Sterbefall auf schriftliche Anzeige der zuständigen Behörde eingetragen.
Zuständige Behörde ist Landesrecht und sehr häufig die Kriminalpolizei.
Hier sollte nochmals über die Notwendigkeit der Information nachgedacht werden.“
Herr Bangert führt in einem Telefonat folgende Begründungen für den Erhalt des Elementes an:
· Die Voranzeige soll als Vorbereitung der elektronischen Anzeige dienen. Daher sollte dieses Element von Anfang an in der Nachricht modelliert sein.
· Es kommt vor, dass Krankenhäuser eine Sterbefallanzeige machen, in der eine ungeklärte Todesursache aufgeführt ist. Laut Herrn Bangert wird die Staatsanwaltschaft (bzw. die Polizei) dann durch das Standesamt eingeschaltet. 
· Bei Unfällen werden die Strebeanzeigen auch vom Bestatter gemacht. In diesem  Fall kann bei Vorliegen sämtlicher Unterlagen im Standesamt, nur durch zusätzliche Überprüfung des Totenscheines auf eine ungeklärte Todesursache durch den Standesbeamten sichergestellt werden, dass noch keine Beurkundung erfolgen darf.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-03-23
Vorschlag für eine Gliederung der Kapitel „Voranzeige von Personenstandsfällen“, „Voranmeldung von Ehen und LPen“ und „Urkundenanforderungen“ vor dem Hintergrund, dass die Nutzung von Portalen/Eingabeverfahren in allen Bereichen zum Einsatz kommen muss:
12. Kapitel „Datenübermittlung von außerhalb der Verwaltung an Standesämter“
12.1 Ausgangssituation
· Begründung warum es VORanzeigen und VORanmeldungen statt Anzeigen und Anmeldungen  gibt
· Nutzung von Eingabeverfahren in Verwaltungs-Portalen, um Umsetzungsaufwände von Anzeigenden und Bürger zu reduzieren
· Nachrichten aus Fachverfahren von Anzeigenden später, da derzeit OSCI-Transport über DVDV nur für Verwaltung möglich 
12.2 Übersicht über den Ablauf
12.2.1 Voranzeige von Personenstandsfällen
12.2.1.1. Voranzeige einer Geburt
12.2.1.2. Voranzeige eines Sterbefalls 
		12.2.2 Voranmeldung
			12.2.2.1. Voranmeldung Ehe
			12.2.2.1. Voranmeldung LP
		12.2.3. Urkundenanforderung
	12.3. Übersicht über die Nachrichten
	12.4. Datentypen
	12.5. Datenübermittlung an ein Geburtenregister
		 Voranzeige einer Geburt
	12.6. Datenübermittlung an ein Eheregister
		 Voranmeldung Eheschließung
	12.7. Datenübermittlung an ein LPregister
		 Voranmeldung Lebenspartnerschaft
	12.8. Datenübermittlung an ein Sterberegister
		 Voranzeige eines Sterbefalls
	12.9. Registerübergreifende Datenübermittlung an ein Standesamt
		 Urkundenanforderung
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-03-30
Der Prozess der Voranzeige von Sterbefällen wurde in Kapitel 12.2.2 aufgenommen, inklusive eines entsprechenden Aktivitätsdiagramms. 
Es wurde nicht klargestellt, dass es sich bei beschriebenen Anforderungen um Minimalanforderungen handelt, da im Nachgang der Grund und der Sinn dieser Klarstellung nicht mehr nachvollzogen werden konnte. Dieser Punkt ist erneut im EG anzusprechen. 
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-05-10
Die einleitenden Texte des Kapitels 12, Abschnitte 12.1 und 12.2, sollen im Umlaufverfahren überarbeitet werden. Insbesondere soll auch im Abschnitt 12.1 die Dreiteilung in Voranzeige, Voranmeldung und Urkundenanforderung aufgegriffen werden.
Zuarbeiten sollen bis zum 16.5.2017 an die KoSIT gesandt werden. Die überarbeiteten Texte werden dann von der KoSIT bereitgestellt. 
Zum Prozessmodell stellt das EG fest:
1. Da das Gesetz die Anzeigepflicht der Einrichtung und die Berechtigung zur Anzeige durch weitere Personen vorsieht, kann eine doppelte Anzeige nicht vermieden werden. Beiden Kreisen soll aber auch die Möglichkeit der elektronischen Voranzeige eingeräumt werden.
2. Der Prozess unterscheidet sich nicht zwischen Bestatter und Einrichtung. Lediglich die Unterlagen kommen mit hoher Wahrscheinlichkeit vom Bestatter, nicht von der Einrichtung. Dies soll im Text zur Prozessbeschreibung erläutert werden.
3. Da sich die beiden „Flügel“ des Prozessmodells nicht unterscheiden und die Grafik durch ihre Breite zu unübersichtlich wird, soll zur ursprünglichen Darstellung zurückgekehrt werden. Bestatter und Einrichtung sollen unter der Bezeichnung „Schriftlich Anzeigender“ zusammengefasst werden.
4. [bookmark: _GoBack]Die übermittelten Daten der schriftlichen Anzeige sollen im Prozessdiagramm mit „Schriftliche Anzeige und ggf. Nachweise“ bezeichnet werden.
5. Die Ausgabe einer „ausgefüllten schriftlichen Anzeige“ soll weiterhin als Anforderung an das Eingabeverfahren formuliert werden, da es sich hierbei um den zentralen Mehrwert für den Anzeigenden handelt, dessen Fehlen die Akzeptanz des Verfahrens stark gefährden würde.
6. Die Tatsache, dass von Einrichtungen, die zur schriftlichen Anzeige verpflichtet sind, oft nur minimale Daten übermittelt werden, soll in XPersonenstand nicht thematisiert werden.
Das EG prüft die Einwände von Herrn Bangert (siehe 2017-03-20) gegen das Entfernen des Elements „natuerlicherTod“. Das EG spricht sich weiterhin dafür aus, das Element zu entfernen, da die Information aus den Unterlagen (Totenschein) hervorgeht. Die Prüfung der Unterlagen obliegt der Sorgfaltspflicht der Standesbeamten.
Bearbeitet durch: AG Test	2017-05-11
Die AG Test prüfte Kapitel 12 bis einschließlich Abschnitt 12.2.1.2 (S.407 – 411). Hierbei aufgeworfene Fragen und Anmerkungen wurden im direkt anschließenden gemeinsamen Expertengremium diskutiert, sodass im Folgenden eine Zusammenfassung dieser Erkenntnisse präsentiert wird:
1. Bezüglich Nachricht 081010 (Voranzeige der Geburt):
a. Einerseits ist das Element „kinderDerMutter“ als xs:positiveInteger typisiert, andererseits hingegen das Element „totgeburtenDerMutter“ als xs:nonNegativeInteger. Dies ist jedoch so gewünscht, um bei „totgeburtenDerMutter“ die Null als mögliche Angabe einzuschließen (xs:nonNegativeInteger entspricht allen positiven ganzzahligen Werten inklusive der Null), während bei „kinderDerMutter“ die Null nicht angegeben werden können soll (xs:positiveInteger entspricht allen ganzzahligen Werten ab eins, exklusive null).

b. In der vorliegenden Form ist eine Voranzeige vertraulicher Geburten und von Findelkindern nicht möglich, da die mandatorischen Angaben zur Mutter dem aktuell entgegenstehen. Dies ist jedoch so gewollt – diese Fälle sollen weiterhin konventionell vorangezeigt werden.

c. Es existieren die optionalen Angaben „geburtsort“ der Mutter und des Vaters sowie „ortDerEhe“ der Eltern, wobei deren Kindelemente jeweils allesamt ebenfalls optional sind, sodass eine vollständig leere Angabe des Geburtsortes schematisch valide wäre. Es wäre denkbar, zumindest das Kindelement „ort“ als mandatorisch zu modellieren, da dieser ja stets bekannt sein müsste, sofern die Angabe erfolgt. Analog gilt dies für die Angabe der Anschrift (wohingegen in Nachricht 084010 der „sterbeort“ abweichend nicht vollständig optional modeliiert ist). Im Sinne einer möglichst niedrigschwelligen Nutzungsmöglichkeit durch potenzielle Nutzer zur Generierung einer größtmöglichen Akzeptanz ist die vorliegende Modellierung, so das EG, jedoch einer restriktiveren vorzuziehen.

2. Bezüglich Nachricht 084010 (Voranzeige von Sterbefällen):
a. Für das Element „todestag“ ist in der Dokumentation statt „können“ hier „ist anzugeben“ zu verwenden, da es sich um ein mandatorisches Element handelt.

b. Analog zu Punkt 1c ist beim Element „geburtsort“ die vollständige Optionalität seiner Kindelemente hinzunehmen. Selbiges gilt für das Element „letzterWohnsitz“.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-05-30
Die Überarbeitung der einleitenden Texte zu Kapitel 12 sowie die Überarbeitung der Prozessbeschreibung zur Voranzeige von Geburten (Kapitel 12.2.1.1) und Sterbefällen (Kapitel 12.2.1.2) wurden in die Spezifikation übernommen. 
Die von der AG Modellierung am 10.5.2017 beschlossene Anpassung des Prozessmodells wurde übernommen. 
Die von der AG Test am 11.5.2017 angeregte Anpassung der Dokumentation Elementes 084010/todestag wurde ebenfalls übernommen. 
Bearbeitet durch: VfSt (Horn) / KoSIT (Weber)	2017-06-07
Die Voranzeigen, Voranmeldungen und die Urkundenanforderung soll in einer Schema-Datei und auch in einer WSDL-Datei (zur Verzeichnung im DVDV) veröffentlicht werden. 
Nach Aussage von Herrn Horn plant der VfSt das Frontend und das Backend für die Voranzeigen weiterhin zum 1.11.2017 einzustellen. Parallel dazu gibt es aber konkrete Bestrebungen des VfSt auf den XPersonenstandsmitteilungen (aktuelle Arbeitsfassung) basierende Voranzeigen vor dem 1.11.2018 entgegennehmen zu können. 
Die KoSIT hat sich bereiterklärt den aktuellen Arbeitsstand von XPS 1.7.3 im Bereich der Voranzeige mit dem VfSt bis zum 15. Juni soweit wie möglich abzustimmen. 
Um Verwirrungen auf der AG CSB zu vermeiden, wird der Autista betreffende Teil der Präsentation zwischen Herrn Horn und Herrn Weber abgestimmt. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-06-13
Folgende Änderungen wurden umgesetzt: 
· Die Nachrichten 081010 (Voranzeige Geburt) und 084010 (Voranzeige Sterbefall) erben nun wie alle anderen Nachrichten vom allgemeinen Datentyp „Nachricht.G2G“. 
· Die Nachrichten zur Voranzeige, Voranmeldung und Urkundenanforderung wurden in eine Schemadatei zusammengeführt.
· Die WSDL-Vorlage-Datei für die Verzeichnung von DVDV-Diensten wurde erstellt. Es müssen noch Aktivitäten für die Aufnahme der Portale ins DVDV folgen, u. A. ist die Frage offen, welche DVDV-Behördenkategorien die Portale erhalten sollen. Dies ist in der WSDL-Datei nachzutragen.
· Im Zuge der Bearbeitung von CR 21/2017 (Übersicht über die Nummernkreise in Spezifikation aufnehmen) wurde ein Vereinheitlichungsbedarf der XML-Element-Bezeichnungen für die Nachrichten in Kapitel 12 festgestellt und umgesetzt. 
Nach Bericht auf AG CSB kann aus Sicht EG XPersonenstand der CR den Status erledigt erhalten (bis auf die DVDV-Aspekte). Die AG Test könnte dann mit der Prüfung und Bearbeitung beginnen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-06-20
Die Ergebnisse und Planungen von XPersonenstand wurden auf der AG CSB vorgestellt. 
Es wurden folgende Rückmeldungen geäußert: 
· Es muss klarer herausgearbeitet werden, was ein Portal aus Sicht von XPersonenstand ist. Insbesondere kam die Frage auf, ob auch eine Stadt ein Portal implementieren und die entsprechenden Mitteilungen verschicken kann, oder ob Portale immer mindestens auf Länderebene gesehen werden. 
· Es muss geklärt werden, welche Anforderungen bestehen, damit ein DVDV-Eintrag als „Portal i. S. XPS“ gekennzeichnet wird. 
· Für die Verzeichnung von Portalen sollte eine Systematik mit Regionalbezug verwendet werden. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen, Conrad, Weber)	2017-10-10
Zu den Fragen hinsichtlich der Anbindung an den Portalverbund bzw. zur Verzeichnung im DVDV: 
1) Definition eines Portals (ausschließlich im Kontext vom XPersonenstand) erforderlich (vgl. AG CSB vom 2017-08-29)) (Liste wird bis zur Sitzung vervollständigt, dient so nur zur Vorbereitung):
a. Was ist ein Portal?
b. Welche Anforderungen muss ein Portal erfüllen, damit es im DVDV verzeichnet werden kann?
c. …
2) Planung der Erstellung eines Konzepts für die Verzeichnung von DVDV-Diensten:
a. Regionalbezug der Nummernsystematik (vgl. AG CSB vom 2017-08-29))
b. Dienstezuschnitt (1 Dienst für alles oder unterschiedliche Dienste)
c. Zeitplanung für die Erstellung
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-10-18
Zu den Fragen hinsichtlich der Anbindung an den Portalverbund bzw. zur Verzeichnung im DVDV (betrifft auch CR 17/2017 und 124/2016)
Es ist noch immer unklar, wie und wann der Portalverbund zur Verfügung steht. Derzeit läuft der Beta-Test des Bundesportals. Mitte 2018 soll ein erster Prototyp die Einbindung eines Landesportals in das Bundesportal demonstrieren. Die Länderportale wiederum bündeln die Dienste der kommunalen Portale. Dienste werden verbundweit gesucht und anhand von Leika-ID und AGS identifiziert werden.
Vor dem Hintergrund der weiterhin bestehenden Unklarheiten bezüglich des Portalverbunds spricht sich das EG dafür aus, die Nachrichten zunächst so zu entwerfen, dass möglichst viele Einsatzszenarien abgedeckt werden können. Dabei geht das EG allerdings davon aus, dass ausschließlich Portale aus öffentlicher Hand XPersonenstand-Nachrichten an die Standesämter senden. Entsprechend soll der in XPersonenstand vorgesehene sichere Transportweg (gesicherte Netze oder OSCI und DVDV) zum Einsatz kommen.
Die KoSIT wird die entsprechenden Anforderungen (DVDV-Eintragskonzept für Portale, Bereitstellung WSDL-Dateien) umsetzen.
In den Texten zum Portalverbund soll die Abgrenzung zwischen Portal und Eingabeverfahren geschärft werden.

Der VfSt plädiert dafür, alle Mitteilungen zwischen Portal und Standesamt in einem Dienst zu bündeln (vgl. Ziffer 2 der Bearbeitung vom [2017-10-10])
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2017-11-06
In den Texten des Kapitels 12 wurde die Abgrenzung zwischen Eingabeverfahren und Portalen geschärft. Es wird nun generell von Eingabeverfahren geredet und nur im Abschnitt, der dem Portalverbund gewidmet ist, wird auf die Integration von Eingabeverfahren in die Portale eingegangen.
Bearbeitet durch: AG Test / Koch 	2017-11-14
Die AG Test prüfte die relevanten Inhalte der Spezifikation. Änderungsvorschläge werden jeweils in orange wiedergegeben:
· Abschnitt 12.1.1:
· Keine Einwände
· Abschnitt 12.1.4: 
· Absatz 3, Rechtschreibfehler: „ergebenen“ statt „ergebenden“
· Grammatikfehler („m“) – S.468
· Abschnitt 12.2.1.1:
· Auf S. 414 f., unterer Seitenrand) steht: „Diese Einrichtungen sind zur schriftlichen Anzeige verpflichtet, die die Unterschrift des jeweiligen Leiters voraussetzt.“. In Hinblick auf PStG §20 sowie analog zu Abschnitt 12.2.1.2 der Spezifikation sollte der Satz jedoch lauten: „Die Träger dieser Einrichtungen sind zur schriftlichen Anzeige verpflichtet.“.
· Der Folgeabsatz (S. 415, oben) sollte ebenfalls inhaltlich präzisiert werden: „Zur Optimierung des Prozesses der Anzeige der Geburt beim Standesamt wird die elektronische Voranzeige ermöglicht, die über ein Eingabeverfahren die Nachricht 081010 sowie einen Ausdruck für die schriftliche Anzeige (mit allen für diese Anzeige erforderlichen Angaben) erzeugt. Die Voranzeige wird über die übliche Transport-Infrastruktur an das zuständige Standesamt verschickt, die schriftliche und unterschriebene Geburtsanzeige wird mit den erforderlichen Unterlagen und Nachweisen auf konventionellem Weg (zum Beispiel per Boten) dem Standesamt zugeleitet.“
· Auch der darauf folgende Absatz bedarf einer genaueren Formulierung, weil er nicht eindeutig ist: „Die Zuständigkeit ist eindeutig: Es ist das Standesamt zuständig, in dessen Zuständigkeitsbereich die Einrichtung liegt.“
· Im Folgeabsatz sollte Satz 2 lauten: „Bereits zu diesem Zeitpunkt kann bei Rückfragen Kontakt mit den Eltern bzw. der Einrichtung aufgenommen werden“; analog dazu sollte es in Abbildung 12.1 nicht „Kontakt Eltern“, sondern „Kontakt Eltern/Einrichtung“ heißen, da etwaige Nachfragen nicht zwingend immer den Eltern gelten.“
· Abschnitt 12.2.1.2:
· Erster Absatz, Satz 3 („Daneben erfolgt…“): „Bei Sterbefällen außerhalb der genannten Einrichtungen kann der Sterbefall ebenfalls durch ein beauftragtes Bestattungsunternehmen schriftlich angezeigt werden, wenn es bei einer Handwerkskammer oder Industrie- und Handelskammer registriert ist (§ 29 Abs. 2 PStG).“ 
· Folgeabsatz: „Zur Optimierung des Prozesses der Anzeige des Sterbefalls beim Standesamt wird die elektronische Voranzeige ermöglicht, die über ein Eingabeverfahren die Nachricht 084010 sowie einen Ausdruck für die schriftliche Anzeige (mit allen für diese Anzeige erforderlichen Angaben) erzeugt. Die Voranzeige wird über die übliche Transport-Infrastruktur an das zuständige Standesamt verschickt, die schriftliche und unterschriebene Sterbefallanzeige wird mit den erforderlichen Unterlagen und Nachweisen auf konventionellem Weg (zum Beispiel per Boten) dem Standesamt zugeleitet.“
· Folgeabsatz: „Die Zuständigkeit ist eindeutig: Es ist das Standesamt zuständig, in dessen Zuständigkeitsbereich die Einrichtung liegt.“
· Folgeabsatz in Verbindung mit Abbildung 12.2: Die Begrifflichkeiten „Bestatter“/“Hinterbliebene“/“Einrichtung“ und „Auskunftsgeber“ stimmen nicht überein und sollten einander angeglichen werden.
· Nachricht 081010:
· Das Element mutter.kontaktdaten : Kommunikation hat die Kardinalität [1..n]. Wo können diese Daten im Fachverfahren abgebildet werden? Sofern der Bearbeiter im Nachgang auf die Voranzeige nicht mehr zugreifen kann, wären nämlich ja auch diese Kontaktdaten nicht mehr verfügbar. 
· Bei anderesElternteil : Elternteil hat dessen Kind kontaktdaten: Kontatdaten die Kardinalität [0..n] anstatt [1..n] – offenbar der einzige Unterschied zum Typ mutter? 
In der eigentlichen Geburtsanzeige gibt es ebenfalls keine Pflichtangabe der Kontaktdaten.
· Ist die Identifikation des Übermittelnden (also des Voranzeigenden) via nachrichtenkopf.autor möglich?
· Anders als bei der Nachricht 084010 erlaubt die 081010 keine Übermittlung der gewünschten Anzahl von Urkunden.
· Nachricht 084010: 
· Das Ziel der Voranzeige eines Sterbefalls ist ja, möglichst viele Daten medienbruchfrei zu erhalten. Eine restriktive Definition der Kardinalitäten (Pflichtfelder) führt dazu, dass bestimmte Voranzeigen gar nicht zustande kommen könnten. Die AG Test empfiehlt daher zu prüfen, ob folgende Felder wirklich zwingend Pflichtfelder sein müssen: sterbezeitraum.letzterTagLebend und sterbezeitraum.letzterTagLebendUhrzeit.
· Auskunftgeber.kontktdaten : Kommunikation [1..n]: Analog zur Mutter in der 081010: Wo wird das im Fachverfahren abgebildet?
· Es stellt sich die Frage, inwiefern die Angabe zahlDerUrkunden überhaupt sinnvoll ist, da hierbei in der Regel Rückfragen zu erwarten sind, ohne die eine Bearbeitung nicht möglich ist. 

Die AG Test bittet um Prüfung/Berücksichtigung der genannten Punkte.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2017-11-06
Die Formulierungsvorschläge der AG Test wurden ohne weitere Änderung in die Spezifikation übernommen.
Für die Nachrichten 081010 und 084010 wurden folgende Umsetzungsvorschläge an das EG XPersonenstand kommuniziert:
Nachricht 081010
· In den Kontaktdaten der Mutter wird das Element „kommunikation“ von obligatorisch nach optional geändert, da auch in der Anzeige keine Pflicht zur Angabe besteht.
· „zahlDerUrkunden“ wird analog zur Nachricht 084010 als optionales Element aufgenommen.
Nachricht 084010
· Die Elemente „sterbezeitraum.letzterTagLebend“ und „sterbezeitraum.letzterTagLebendUhrzeit“ des Sterbezeitraums werden optional statt obligatorisch. Um eine möglichst große Zahl von Voranzeigen zu erreichen sollten möglichst wenige Pflichtfelder modelliert werden. In der weiteren Bearbeitung des Sterbefalls können zusätzliche Daten erfasst werden.
· Das Element „kommunikation“ in den Kontaktdaten des Auskunftgebers wird von obligatorisch nach optional geändert, da auch in der Anzeige keine Pflicht zur Angabe besteht.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand  	2017-12-01
Die Antworten aus der Umlaufabstimmung sprachen sich mehrheitlich gegen die Änderung der Multiplizität des Elements „kommunikation“ in den Kontaktdaten der Mutter (081010) und des Auskunftsgebers (084010). Die Multiplizität wurde wieder auf „1..n“ geändert.
Die übrigen Änderungen wurden mehrheitlich akzeptiert.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2017-12-11
Die QS-Instanz stellt zu diesem CR fest:
Die in XPersonenstand geschaffene Lösung für Voranzeigen, Voranmeldungen und Urkundenanforderungen ist geeignet, die Kommunikation von außerhalb der Verwaltung mit den Standesämtern zu intensivieren, denn sie kann in Eingabeverfahren einfach eingesetzt werden und enthält in den meisten Fällen alle Angaben zur weiteren Bearbeitung in den Standesämtern. Auch der Einsatz im Rahmen des Portalverbundes ist möglich.
Geplante weitere Bearbeitung
1. Konzept für DVDV-Dienst erstellen
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